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« uasprci « : Ju Karlsruhe lind au «würt « frei in « Hau « geliefert m «natlich 2,60 Goldmark . — Einzelnummer 10 Goldpfenniz , SamStaz « IS Goldpfenniz . — Anzeigengebühr II Goldpfenniz für l mm Höh« und ein2 , L nt cl Breite . Briefe und Gelder frei . Bei Wiederholung «» tariffester Rabatt , der al » Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . Amtlich «2 '
: , e„ si„ d direkt an d>< Geschäftsstelle der Karlsruher Zeitung , vadischer Staat « a«zeiger , Karlfriedrichstraß « 14 , ju senden und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium des Innern berechnet. Bei Klageerhebung , zwang «»«, - lier Beitreibung uud K»nkur «verfahre » fällt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Iiu Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Aussperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb »der in*« i£« »»seror Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche , fall » die Zeitung verspätet , in beschranktem Umfange oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeige» wird keine Gewähr Lbernomm «n .Unvcrlaugte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben und e« wird keinerlei Berpslichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestelluug der Zeitung kann nur je bis 25 . auf Monatsschluß erfolgen .

WLrtsckattlicke 'Amsckau
Zur Stunde , da diese Zeilen geschrieben werden , steht

das Schicksal der Dawesgesetze im Reichstage noch nicht
fest . Wird das Gesetz über die Umgestaltung der Reichs -
bahn nicht mit Zweidrittelmehrheit angenommen , so wird
die Reichsregierung trotzdem in London am morgigen
30. August durch den deutschen Botschafter unterzeichnen
lassen und es liegen bereits Meldungen aus Paris vor,
daß diese Unterschrist vorläufig akzeptiert wird . Freilich
wird dann eine Verschiebung aller in den Londoner Ab -
machungen vorgesehenen Fristen eintreten , bis ein neuer
Reichstag seine Zustimmung mit der vorgeschriebenenMehr¬
heit erteilt hat.

Zun? mindesten wird der unerträgliche Zwischenzustand,
unter dem die deutsche Wirtschaft schwer leidet, weiter an-
dauern. Verloren wird selbst im besten Falle viel, denn
es ist wohl ausgeschlossen, daß etwa Verbesserungen des in
London in Aussicht genommenen Zahlungsplanes oder
Verkürzungen der Räumungsfristen in der Zwischenzeit
durchgesetzt werden könnten. Vom wirtschaftspolitischen
Standpunkt aus betrachtet — und dieser Standpunkt kam
so ziemlich in allen maßgebenden deutschen Gremien
und Körperschaften zum Ausdruck — legt uns das Lon-
doner Abkommen zwar außerordentlich schwere, kaum

- tragbare Lasten auf , aber es stellt doch eine zum Teil sehr
erhebliche Verbesserungzu dem bisherigen Zustand dar , der
immer unerträglicher wird . Schon aus diesem Grund ,
der Wahl zwischen dem kleineren und dem größeren Übel—
weil eben ein anderer Ausweg gar nicht vorhanden ist und
nirgends erblickt werden kann — blieb einer pflichtgemäß
Handelnden deutschen Regierung und einem das Wirt-
schaftliche Interesse der Gesamtheit des deutschen Volkes
im Auge habenden Parlament keine andere Wahl als die
Zustimmung. Daß hier parteipolitische Erwägungen in
solchem Maße mitsprechen konnten, wie in den letzten Ta -
gen, beweist unser politisches deutsches Elend . Der ganze
Verlauf dieser Tage zeigt auch , daß uns nichts mehr
nottut, als nüchterne, sachliche Realpolitik , die sich frei-
lich erst dann durchsetzen wird , wenn das deutsche Volk
einen Anlauf nimmt , endlich seine Nerven zusammenzuhal-
ten, die Zähne zusammenzubeißen, allen Phrasenmachern
die kalte Schulter zu zeigen und ohne alle Sentiments
an die schwere Arbeit des Wiederaufbaues in ige-
schlossener großer national -disziplinierter Linie heranzu -
gehen.

*
Die für Anfang Oktober in Aussicht genommenen

deutsch-französischen Handelsvertragsverhandlungen wer-
fen bereits jetzt einen großen Komplex wirtschastspoliti-
scher Fragen auf , die in zwei Gruppen eingeteilt werden
können. Zunächst handelt es sich um den französischen
Wunsch, elsaß - lothriugische Produkte weiter . Wer das
^ ahr 1925 zollfrei nach Deutschland gelangen zu lassen ,
wogegen bereits die Karlsruher Börse im Interesse des
badischen Wirtschaftslebens protestiert hat , da eine der-
artige Maßnahme für verschiedene Geschäftszweige wie
Mehl, Bier , Wein, Hafer, Nährmittel geradezu erdrückend
wirken müßte. Und zweitens, um Bestrebungen der
französischen Schwerindustrie, die für Frankreich viel zuSroß ist , Deutschland große Mengen französischer Roh-
erzeugung aufzuzwingen.

Nach dem Versailler Vertrag genießen Elsässische Roh-
Fertigerzeugnisse während eines Zeitraumes von

wahren , der demnächst abläuft , Zollfreiheit beim Ein -
gang ins deutsche Zollgebiet. Frankreich will nun dieses
^ orrecht verlängern , schon wegen der schwierigen auf die
Stimmung der Bevölkerung rückwirkenden Wirtschaftslage

Elsaß , über diese Stimmung besagen Berichte ausem Elsaß , daß man dort darüber unzufrieden ist, daßmit dein Vorrecht bisher ein geradezu unerhörter Miß -« auch getrieben wurde, vor allem bei der Weinaussuhr .
« »L t ^ Mische Wein, der nach Deutschland in Höhe• e . bestimmten Kontingents ausgeführt wird , sei nicht

Fässer Wein, sondern größtenteils südfranzö-
Li«
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' 0n *n
. Deutschland die elsässische Ausfuhr aufImwerste beeinträchtigt worden sei !) . Die elsässische »" »er aber könnten ihren Wein nicht nach Deutschland

absetzen und es gäbe ganze Gemeinden, die noch auf ihren
Vorräten vom letzten Jahre säßen , da die Großfirmendas zollfreie Kontingent durch ihren Massenexport schnell
erschöpft hätten . Das Vorrecht diene nur dem Schutz
französischer und nicht e5sässischer Interessen und Deutsch -
land werde bei seiner Aufrechterhaltung weiter französischeund nicht elsässische Ware bekommen . So spricht man
sich im Elsaß, das auch durch die zollpolitische Abtren -
nung von Deutschland schwer leidet, über diese Frage aus .die gerade für Bade« wegen seiner geographischen Lageund ebenso wegen seiner verwandten Produktion aller -
größte Bedeutung hat.

Die bisherige französische Handeispolitik hatte für die
wichtigsten deutschen Einfuhrwaren wie Maschinen, Klein-
eifenwaren, Chemikalien, Keramiken bisher derartig hohe
Zollsätze, daß die Einfuhr so gut wie unterbunden war .
Andererseits tut Frankreich alles , um seine Ausfuhr , vor
allem die seiner Schwerindustrie zu steigern, die dem
10. Januar mit Sorge entgegensieht. An diesem Tag
fällt einmal die Meistbegünstigung für die Ausfuhr fran¬
zösisch-lothringischer Erzeugnisse und außerdem wird das
Saargebiet zollpolitisch Frankreich zugesellt . Allein aber
das Saargebiet ist imstande, den gesamten französischen
Inlandsbedarf an Eisen zu decken und die französischen
Eisenwerkewerden es sehr schwer haben, Absatz zu finden,
zumal mit der fortschreitenden Räumung des bisher ge»
drosselten Ruhrgebiets auch dieses als wieder stärker wer-
dender Konkurrent auf dem Weltmarkt austritt . Ande-
rerseits ist die nach dem Kriege aufgeblühte französische
eiseuverarbeitende Industrie , auch die Kleineisenindustrie
sichtlich dagegen, Deutschland zu große Mengen franzö-
fischen Roheisens aufzuzwingen, da die Folge ein größer
werdender deutscher Ausdehnungsdrang sein müßte.

Schon diese Betrachtung der beiden wichtigsten Punkte
zeigt, daß Deutschland seine Trümpfe bei den kommenden
Verhandlungen haben wird , zumal nicht nur in England ,sondern auch in Belgien, schon aus Konkurrenzgründen ,
erhebliches Mißtrauen gegen gewisse französische Pläne
besteht .

*
Von den Handelsverträgen , die augenblicklich zur De-

batte stehen, beansprucht für Baden der deutsch-spanische
Handelsvertrag , der den Reichsrat passiert hat und jetzt
dem Reichstag vorliegt, besonderes Interesse . Zweifelloswird er der deutschen Industrie erhebliche Vorteile brin -
gen, da Spanien den Valutazuschlag auf deutsche Waren
fallen lassen und darüber hinaus weitere Zugeständnisse
gewähren will, welche Spanien anderen mit ihm im Ver-
tragszustand befindliche Staaten bereits gewährt hat . Es
würden durch Abschluß dieses Vertrages für die deutsche
Exportindustrie im Interesse der Deutschen Gesamtwirt -
schast zweifellos nicht geringe Vorteile erzielt.

Freilich hat Deutschland auch Konzessionen auf dem
Gebiet der Weineinfuhr gus Spanien machen müssen, die
zu einer Protestaktion der deutschen Winzerverbände ge-
führt haben. Dabei bestehen allerdings noch ungelöste
Widersprüche . Während Winzerorganisationen erklären,daß der spanische Wein zu derart billigen Preisen aufden Markt kommen werde, daß der deutsche Weinbau aufs
schwerste geschädigt würde, wird von der Gegenseite be-
hauptet , daß nur der spanische Weißwein als Konkurrenz
gegen den deutschen Wein in Frage komme , der nach Be-
rechnungen bremischer Importfirmen den Großimporteur80 Pfg . bis 1 M . per Liter kosten werde , wobei geringerWein etwa in der Qualität der kleinen Pfälzer Weinen
(Maikammerer) angenommen wird . Ausgeschlossen seieine Konkurenz bei Qualitätsweinen .

Weitere Handelsvertragsverhandlungen kommen in ab-
sehbarer Zeit in Gang , u . a. wie mit Frankreich, so auch mit
Belgien . Ungeklärt ist auch die Frage , wie sich die deutsch-
englisch« » Handelsbeziehungen gestalten werden, da sich
jetzt die englische Arbeiterschaft gegen die deutsche Kon-
kurrenz wendet und dadurch die Regierung Macdonaldsin eine schwierige Lage geraten ist . Auch in Amerika
zeigt man wachsendes Interesse dafür , mit Deutschland
zu einer Regelung zu gelangen.

*
Der vom Reichstag zur Behandlung der Auswertungs -

frage eingesetzte Ausschuß hat jetzt einen Unterausschuß
gebildet, der sich gegenwärtig mit einer Reihe von Au-
trägeu beschäftigt . Die Deutschnationalen fordern Auf-
Hebung der dritten Steuernotverordnung mit rückwirken -
der Kraft und vor allem Aufnahme des Zinsendienstes,wobei der Rentendienst des Reichs und die Verpflichtun¬
gen der Gemeinden grundsätzlich in vollem Umfang wie¬

der hergestellt werden sollen . Der Zentrumsantrag ver-
langt einen Zinsendienst in Höhe von 0,5 v. H . des Gold-
Werts vom 1. Juli 1924 ab. Der Zinssatz soll sich ab 1.
Januar 1926 um je 0,1 v . H. für das Jahr bis zum
Höchstmaß von 1 Proz . steigern, bei mündelsicheren An-
lagen bis 1,5 Proz . Für die früheren Anleihen des Reichs
und der Länder soll der Zinsendienst zunächst in Höhe
von 0,5 des Nennwertes am 1 . Januar aufgenommen
und an diesem Tage die Zinsen ab 1. Juli 1924 bezahlt
werden . Die Vorschriften sollen auch für Gemeinden
gelten. Bedürftigen Kleinrentnern sollen Steuern erlassenwerden, die sich aus der Umwertung der Reichs - und
Staatsanleihen ergeben. Eine besondere Regelung soll
für Träger der Sozialversicherung in Aussicht genommenwerden . Der demokratische Antrag hält eine generelle
Aufwertung für unmöglich und regt die Schaffung eines
sozialen Auswertuugsfouds an, ebenso der sozialdemokra -
tische Antrag , dessen Hauptinhalt wir bereits mitgeteilt
haben . Danach sollen entschädigungsberechtigt diejeni-i
gen sein, die bis zum 31 . März 1920 im Besitz von For -
derungen waren . Hypotheken sollen bis auf 25 Prozent
aufgewertet werden . Bei den ersten 15 v. H. bleibt es
bei dev dritten Steuernotverordnung , die übrigen 10
Proz . fließen einem Sozialfonds zu , dem auch der Eri
trag einer ueuen Vermögenszuwachssteucr aus gegenüber1913 um 50 v. H . angewachsenen Vermögen zufließt.Daraus werden Lebensversicherungsanstalten, Pensions-
anstalten und Sparkassen zu dem ausschließlichen Zweck
der Aufwertung der Forderungen der Versicherten und
Sparer Beiträge gewährt, in erster ^ Zinie jedoch nur für
Personen , deren Einkommen 3000 M . nicht überschreitet .Verbleibende Mittel sollen zur Erhöhung der sozialenRenten verwendet werden.

Der deutschnationale Antrag , durch den lediglich die
alte Unsicherheit wieder hergestellt würde und den Ge-
richten das weitere überlassen bliebe , wie vor der 3.
Steuernowerordnung hat keine Aussicht auf Annahme,Eine Art genereller Regelung versucht der Zentrums -
antrag , während die demokratischen und sozialdemokr .Ni,
schen Anträge vor allem Mittel für soziale Entschädigung
gen schaffen wollen für dieMngen, die durch die (Steffi
entwertung ihrer Unterhaltsmittel beraubt worden sind .
Gegen eine neue generelle und allgemeine Aufwertung
hat sich die Reichsregierung in einer Denschrift ausgc-
sprachen , wobei sie darauf verweist , daß das Reich allein
schon nach dem Zentrumsantrag mit 350 Millionen jähr -
lick> belastet würde . Was geschehen könne, hänge von der
künstigen Gestaltung der Reichsfinanzen ab . Auch ein«
individuelle Aufwertung dürste nicht einfach sein, selbstwenn man einer freiwilligen Gerichtsbarkeit die Hauptearbeit zuschieben wird . Ebenso hat aber auch die
Schaffung eines sozialen Aufwertungsfonds ' seine
Schwierigkeiten . Es müßte nämlich , soll er seinen Zweck
erfüllen , ein außerordentlich großer Fonds gebildet wer«
den, für den sehr erhebliche neue Steuereingänge notwen«
dig wären . ***

Die neuen Mienmverhandlnngen
BlättevmeLmngen zufolge wird in den neuen Micumver «

Handlungen aller Voraussicht nach das letzte Micumabkommen
vom Juli His Au dem Tage verlängert 'werden, an dem das
Dawesgutachten in Kraft tritt . Dieser neue Micumvertrag
ltmvd urckefriftet sein. Jedoch ist es möglich, datz 'beide Parteiendas Abkommen mit fünftägiger Frist jederzeit kündigen tmv•nen , —• Das Gerücht , daß die Regierung dem RuhÄ >ergbauund! «der Ruchrinduistrie angesichts der neuen Micumverhand -
luugen Reichskredite zur Verfügung stellen werde , wivd de-
« »entiert .

Die englische Reparationsabgabe
Dem Hansaibuttd wurde auf eine Anfrage vom Reichs -

wirtschaftsminister mitgeteilt , daß die bisherigen Nachrichtenüber die Heraufsetzung der nach den englischen Separation
Recoverhact zuletzt in Höhe von 5 Prozent erhobene Abgabe
auf die frühere Höhe von 96 Prozent meist mißverständlich ge-
Wesen seien . Die englische Regierung habe allerdinK der
deutschen Regierung ihre Absicht , ein solche Erhöhung vorzu -
nehmen , bekanntgegeben . Di « von der deutschen Regierung
gegen diesen Plan erhobenen Vorstellungen hätten zunächsteine Hinausschiebung des Zeitpunktes der WiederHinaufsetzungder Abgaben zur FÄge gehabt und es würden auch Verband ,
lungen über eine etwaige Abänderung der Erhebungsart an -
gestrebt . Für die zurzeit laufenden Geschäfte lieze jedenfallsein Grund zur besonderen Beunruhigung nicht vor . Sollte es
demnächst zu den Wiedereinführung der Abgabe von 26 Proz .
kommen , fo würde die Erstattung so geregelt werden, daß dem
deutschen Ausfuhrhandel weitere Lieferungen nach England
möglich bleiben .



Deute Nntsckeidung im
IReicbstag

9fm gestrigen Donnerstag hat sich der Reichstag auf heute

vertagt , um die entscheidenden Abstimmungen vorzunehmen ,

nachdem noch gestern bis spät in die Nacht zwischen den Vertre -

tern der Regierungsparteien , der Regierung und den Deutsch -

nationalen vertrauliche Besprechungen stattgefunden haben ,

um zu einer Einigung über die Abkommensgesetze zu gelangen .

Die Abstimmung wird sich heute voraussichtlich ziemlich um -

ständlich gestalten .
Gestern hatten die Deutschnationalen zum Mantelgesetz An -

träge eingebracht , die als aussichtslos bezeichnet werden mus .

sen , da sie die Londoner Abmachungen ändern . Die Deutsch -

nationalen stehen vor der Alternative , entweder der Politik

der Regierung zuzustimmen oder die Auflösung des Reichs -

tags herbeizuführen . Die Völkischen haben einen Mißtrauens ,

antrag gegen die Regierung eingebracht , um die Deutschnatio -

nalen zu einer klaren Stellungnahme zu veranlasien .
MTB . Berlin , 28 . Aug .

fätamn 10 Uhr vormittags . Vizepresident Dr . Rießer ge-

denkt bei der Eröffnung der Sitzung des 175. Geburtstages
Goethes .

Ohne Debatte werden , hierauf die Anträge auf Amnest,e -

rung der politischen Gefangenen dem Rechtsausschuß über -

wiesen .
Von den Mittelparteien ist ein Antra « eingekracht worden ,

wonach die Reichstagsoibgeordneten auch nach de'r Reichstags »

auflösuna lbis 8 Tage nMh den Warten die Freifahrkarten fre-

Sölten sollen . Die Slbg. t>. Graes « (N .S .) umd Kunze (Dt . S .)

bekämpfen die Vorlage . Die Mitglieder des Reichstages leien

nach der Auflösung einfache Bänger wie alle übrigen . (Bit

Fitten kein Recht , sich auf Kasten der Steuerzahler für diese

Zeit besondere materielle Vorteile zu verschaffen .
Der Antrag wird in erster und zweiter Beratung angenom¬

men. Die sofortige Vornahme der dritten Beratung scheitert
an dvm Einspruch des Abg . von Graefe .

Nach debatteloser Erledigung kleinerer Vorlagen wird in

Me dritte Beratung des Gutachtengesetzes

eingetreten .
Abg . Dr . Ouaatz (DN . )

' erklärt , die Deutschnationalen gin -

gen in die dritte Beratung urid in die entscheidende Wistim -

mung hinein mit einem tiefen Gefühl der Enttäuschung und
der Bitterkeit . Es scheine tatsächlich als ob aus deutschem Bo -

den ur»d auf deutsche Kosten der Kampf Mischen den feindlichen
Prinzipien Moskau und London ausgetragen werden solle.
Die Argumente der Kommunisten gegen das Dawesgutachten ,
so fährt 'der Redner fort , sind durchaus richtig , aber sie ent -

springen nicht deutschem Geist , sondern den Direktiven von
Moskau , © ie Sozialdemokrat « ? kämpfen dagegen unter dem
Panier von London . Das Dawesgutachten ist bei seinem Er .
scheinen in Deutschland und auch von amtlichen Stellen in
einer Weise begrübt worden , die taktisch von vornherein die

deutschen Unterhändler in eine sehr ungünstige Situation
bringen mußte . In der Tonart der französischen Regierung
hören wir in der letzten Zeit allsvdings einen etwas milderen
Klang . Ein gewisser Anfang der Räumung ist auch schon zu
beobachten oder 'wenigstens versprochen . Der Kampf der Rhein -
läNder geht nicht um einige Tage und Wochen früherer Räu -

mung , sondern um den deutschen Charakter der Rheinlande ,
daß endlich ein Ende abzusehen sein möchte des unwürdigen ,
unerhörten und schmachvollen Zustandes , daß fremde Solda -

teska ein deutsches Kulturland jahrelang 'besetzt . Der Redner

begründet dann folgende Entschließung seiner Freunde : . Die
Reichsvegierunq hat , unbeschadet ihrer Verpflichtung , alsbald

durch wettere Verhandlungen eine Herabsetzung 'der im Da --

wesplan 'vorgesehenen Belastung zu erwirken , spätestens bin -
non zwei iJcchren a ) von den durch Artikel 234 des Versailler
Veirtrages begründeten Rechten Deutschlands , eine Nachprüfung
seiner Leistungsfähigkeit zu verlangen , Gebrauch zu machen ,
zu dem Zwecke, eine der zwischenstaatlichen , wirtschaftlichen
und finanziellen Entwicklung Deutschlands entsprechende
Herabminderung der Gesamtlast des Dawesplanes herbeizu -

führen ; d ) ini Zusammenhang damit im Wege der erfoider -

lichen diplomatischen Verhandlungen mit allem Nachdruck dar -

auf zu dringen , daß eine feste Grenze für die gesamten künf -

tigen Leistungen Deutschlands vereinbart wird . Ein weiterer
Antrag der Deutschnationalen verlangt die Einfügung des
folgenden Z Sa in das Mantelgesetz über den Londoner Ver -

trag : Das Gesetz tritt nur in Kraft , wenn folgende Boraus -
setzungen erfüllt sind : Es folgen hier die Forderungen des
Antrages der deutschen Volkspartei mit nachstehenden Ergän -
zungen : Daß durch feste Abmachungen in völkerrechtlich bin -
dender Form die Sicherheit , geschaffen ist , durch Me jene Ge¬
biete , die übe* die in Artikel 428 des Vertrags von Versailles
bezeichneten Grenzen 'hinaus besetzt worden sind , spätestens
bis zum 10. Januar 1925 geräumt werden ; daß weiter die
Auslegung dieses Abkommens der Vereinbarung mit Deutsch -
land vorbehalten bleibt und daß diese Auslegung und die
Handhabung des Abkommens unter eine wirksame Rechtskon -
trolle (Schiedsgericht ) gestellt wird . Das Gesetz tritt nicht in
Kraft , solange nicht die Rc !6 « « ?g

'
ierung in einer amtlichen , den

alliierten Mächten abzudeichen Erklärung das in Art . 231
des Versailler Vertrages Aber , fcie Entstehung des Weltkrieges
enthaltene , der damaligen deutschen Reichsregierung ^ aibge-
zwungen Anerkenntnis der deuts,e « Schuld am Kriege , das
den geschichtlichen Tatsachen widerspricht , förmlich widerrufen
hat . Der Rrdner wendet sich gegen die deutsche Politik die
eine Politik nationale ': Schaväche sei und geradezu ein« Da -
wespropqganda gefördert habe . Die mit amtlichen Geldern
erhaltene Zentrale für Heimatdie -nst habe in einer Druckschrift
das Dawesgutachten affs „Bibel der Wirtschaft " bezeichnet
(HÄxt, 'hört ! rechts ) . Dr . Ouaatz bekämpft dann die einzel -
nen Teile der Gutachten -Gesetzgebung . Es sei eine nationale
Schmach , daß Deutschland zur Begnadigung von landesverräte -
rischen Separatisten gezwungen wird . Eine Steuerverpachtung
dürft « einem modernen Kulturvolk nicht zugemutet werden .
Das Reichsbahngesetz schaffe eine Reichsba ^ igesellschast , die
niemas als 'deutsches Unternohmen betrachtet werden könne .
Die Deutschnationalen hätten keinen Grund , den Wahlkampf
gegen das Dawesgutachten zu scheuen .

Abg . Sollmann (Sog .) betont die Notwendigkeit 'der An¬
nahme 'des Gutachtens im Jnterasse der Befreiung des Rhein -
landeS . Wer in Deutschland den Revanchekrieg predigt , ist ein
Verräter am besetzten Rheinland . Welcher andere Ausweg
nach Ablehnung des Gutachtens vorhanden wäre , das haben
uns die Deutschnationalen Ebensowenig gesagt , wie die Ratio -
nalsogialrsten und Nationalkommunisten (Heiterkeit ) . Was
wollen die Deutschnationalen denn ? ( Abg . Dr . Ouaatz (D .N . ) :
Lassen Sie uns in die Regierung kommen, dann weiden wir
es Ihnen zeigen ! Hört , hört ! links ) . Ein nationaler Mann
darf mit seiner nationaen Arbeit nicht warten , bis er Minister
gewovden ist (Beifall links ) . Die Deutschnationalen treiben

mit ihrer auf reine Demagogie gestellten Haltung Deutsch -
Ivnd in die Gefahr einer neuen Zerreißung . Wenn die Geg -
ner der Gutachtengesetze nicht binnen 24 Stunden zur Besin¬
nung kommen , dann muß die Regierung an die Wähler appel -
lieren (Beifall ) . Wir verteidigen die Zukunft der deutschen
Nation gegen die Deutschnationalen , die deutsche Arbeiterbe »
tvcgung gegen die verbündete völkisch- kommunistische Reaktion
von Ludendorff bis Katz ( Lebhafter Beifall bei den Sozial ,
demokraten ) .

Reichsarbeitsminister Dr . Brauns erinnert an die furcht »
bare Lage der Wirtschaft vor der Außerkraftsetzung des Acht -
stundentaggesetzes . Damals sei auch die Sozialdemokratie der
Meinung gepesen , daß man mit der alten Arbeitzeit die
Wirtschaft nicht wieder auftichten könne . Die jetzige Arbeits -
zeitverordnung sei freilich auch nicht ideal zu nennen und
werde gändert werden .

Reichsaußenmiuister Dr . Stresemann
zitiert die jüngste Senatsrede , in der Poincare sich gegen Her »
riot und gegen 'die in London vereinbarte Räumung der Sank -
tionsgebiete wendet . Roch immer stehe in Frankreich eine
große Macht hinter Poinrare . Die Deutschen , die Poincares
BermchtungSwillen kennen , müßten doch etwas objektiver wür¬
digen , was in London erreicht worden , .ist (Beifall ) . Das ist
doch etwas anderes , als die Tendenz Poincares der einfach
sagt : „Ich habe Deutschland in den Klauen und lasse es nicht
wieder los " . London hat nicht im Geiste des Poincarismus
gestanden ; es besteht aber die Gefahr , 'daß dieser Geist wie -
'der zum herrschenden in Europa wird , wenn durch Dcutfchands
Schuld die Verhandlungen scheitern (Sehr richtig ) . Ich setze
nicht, 'wo in diesem Falle der Faden wieder angeknüpft wer .
den kann , weim wir nicht in irgend einer Form zu einer Ver -
ständigung kommen , im Parlament oder im deutschen Volke .
Ein Kompromiß , wie er in London geschlossen wurde , kann
natürlich nicht alle Teile beftiedigen , auch uns nicht . Von
amtlicher Seite ist das Dawesgutüchten auch niemals als
„wirtschaftliche Bibel " bezeichnet worden . Das hat ein Ver -
leger in einem geschmacklosen Artikel getan . Die Annahme
des deutschnationalen Antrages , der nach 2 Jahren eine Nach¬
prüfung d^r deutschen Leistungsfähigkeit fordert , 'wäre politisch
unklug ; denn die Bestimmungen des Londoner Werttages sind
günstiger für uns . Alle Völker werden erst aus der Durch -
ftihrung 'des Londoner Vertrages Ersahrungen sammeln und
wenn dann überall die Vernunft herrscht iann werden die
Vertragsbestimmungen den gesammelten Erfahrungen entspre -
chend leicht geändert wenden können . Deutschland habe doch
ein Lebensiiiteresse daran , mitzuwirken , bei einer weltpoliti -
schen Neuorientierung , Ii « die Möglichkeit eines Nebeneinan .
der gibt gegenüber ^>er Machtpolitik eines Poincares , der wir
Macht nicht entgegenstellen konnten Die Kreise , die immer
nach den Meeren rufen , dürfen der Regierung keinen Vorwurf
daraus machen , daß sie in diesen hochwichtigen Fragen von sich
aus das Volk über den Inhalt des Dawesgutachtens aufklärt ,
angesichts des Zerrbildes , das von den Gegnern verbreitet
wurde . Der Minister wendet sich dann gegen die Kritik des
Abg . Di ) . Quaatz im einzelnen . Die deutsche Reichsbahn
bleibe in der neuen Organisationsform tatsächlich durchaus in
deutschen Händen . Das Gerücht ist falsch, daß am 10. Januar
von der Entente geprüft werde , ob Deutschland seine Ver -
pflichtungen erfüllt habe . . Es ist auch ganz unzutteffend ,
daß die deutsche Delegation in London irgendwelche Handels »
politischen Bedingungen Frankreich gegenüber eingegangen
sei. Der französische Sozialist Blum hat in seiner sonst aus -
gezeichneten Rode an einer Stelle gesagt , „ seine Partei sei im -
mer für die Ruhrräumung eingetreten . Aber wenn Herriot
diese durchgeführt hätte , so 'wäre das ein Triumph der dent -
schen Rationalisten gewesen " . Die deutschen Sozialdemokraten
würden diesen Standpunkt ihrer französischen Parteifreunde
sicher nicht teilen ( Zustimmung ) . Poinoare hatte 1928 zuge¬
sagt er werde 24 Stunden nach Aufhebung des passiven Wi -
«Verstandes mit Deutschland Wer die Repavationsfrage ver -
handeln . Als dann der Widerstand aufgegeben wurde , drückte
sich Poincare um die Erfüllung dieser Zusage herum , indem
er dem passiven Widerstand eine ganz andere Auslegung gab ,
und behauptete , er bestehe noch weiter . Der Minister weist
im Zusamnrenhang damit die Behauptung zurück , daß im Vor¬
jahre das Reichskabinett an eine Loslösui ^ des Rheinlandes
gedacht habe . Der Weg von Bersailles bis London hat eine
starke Änderung in der Einstellung der Welt zu Deutschland
gebracht . Wenn wir den Wag in eine bessere Zukunft gehen
wollen , dann 'dürfen wir uns nicht weigern , den Boden des
Londoner Vertrages zu betreten (Lebhafter Beifall und ver -
einzeltes Händeklatschen ) .

Reichsfinanzminister Dr . Luther erläutert die Londoner Ab-
machungen über die Kontrollbestimmungen . Gegenüber dem
jetzt bestehenden weitgehenden Kontrollrecht der Garantiekom -
Mission sei in London eine wesentliche Milderung erreicht
worden . Der Kommissar habe beim normalen Zustand der
Wirtschaft nur das Recht auf AuskunftSerteilung . Auch in
den weiteren Stadien der Kontrolle feien bei den Londoner
Verhandlungen viele Sicherungen für Deutschland erreicht
worden .

Abg . Fehrenbach (Z .) verliest eine längere Erklärung der
Zentrumsfraktion , in der es heißt : Wenn durch eine Ableh -
nung der Gutachtengesetze unser Volk in neue Unsicherheit und
Notstand hineingestoßen wird , so muß die Verantwortung de-
nen zugeschrieben werden , die in falscher Einschätzung 'der in -
ternationalen Lage und in politischer Verblendung uns den
Weg versperrten . (Als der Redner badauert , daß Abg . Dr .
Quaatz (D .R . ) trotz des Ernstes der Situation lächelt, antwor -
tet Dr . Ouaatz : „Wenn man Sie sieht , dann muß man un -
willkürich lächeln .

" Dr . Quaatz erhält für diese Bemerkung
einen Ordnungsruf vom Vizepräsidenten Dr . Bell ) .

Hier sollte nach früheren Vereinbarungen die Entscheidung
über die Anträge eingeschoben werden , die Fürsorgemaßnah -
men für das besetzte Gebiet verlangen .

Mg . 'von Guerard (Z .) beantragt die Zurückstellung der Ent -
scheidung hinter die Abstimmung über die Gutachtengefetze .

Der Antrag von Guerard wird angenommen .
In der Fortsetzung der dritten Beratung der Gutachtenge -

setze verliest Abg . Dr . Zapf (D .V .) eine Erklärung der Deut -
schen Bolkspartei in der ausgeführt wird , die Volkspartei
könne den Anträgen der Deutschnationalen nicht zustimmen ,
weil sonst neue Verhandlungen erforderlich wären . Die Volks -
Partei Wunde aber eine -weitere Hinausschiebung der Fristen
nicht verantworten können (Beifall ) . Die AntÄge der Deut -

schen VPißßPartei seien dagegen eine Plattform , auf die sämt -
liche Parteien treten könnten .

Abg . Thälmann (K .) verlangt die schleunigste Amnestierung
der inhaftierten Kommunisten Eine solche Schnveine- und
LumpenbaNde wie die , die hj.er im Reichstag für die Amnestie -
rung der separatistischen Landesverräter eintrat , sei noch nie
dagewesen . Der Redner verlangt die Abehnung des Dawes -
gutachöens und ein Bündnis mit Sowjetrußlaad .

Vizepräsident Dr . Bell ruft den Abg . Thälmann zweimal
zur Ordnung wegen beleidigender Angriffe gegen die Regie -
rung .

Abg . Graf von Reventlow (N .S .) bezeichnet den Londoner
Pakt als ein Dokument der nationalen Schwäche der Regie¬

rung . Reichskanzler Dr . Marx fühle sich offenbor als Ka™ .4er von Gottesgnaden . ebenso der Reichspräsident ©fort }?
"

ausnahmsweise seit zwei Jahren keine Munitionsarbeiter
streiks organisiert habe.

Vizepräsident Dr . Bell rügt solche Angriffe gegen de»
Reichspräsidenten als uiiporlainentarisch .

Abg . Graf v . Reventlow (R .S .) bekämpft dann das Gut
achten im einzelnen und meinte , ein « Ablehnung würde in
Amerika den Einfluß 'des Präsidentschaftskandidaten Lasolett «
stärken , der als ersten Punkt in seinem Programm die Revi¬
sion des Versailler Vertrages stehen habe . Die Nationalsc « ia.
listen würden das Dawesgutachten auch dann abgelehnt :(» .
ben , wenn die sofortige Ruhrräumung zugestanden worden
Ware ,

Abg . Schiffer (Dem .) betont die Kritik an den Einzelheit «»
des Abkommens müsse verstummen angesichts der Folgen , die
eine Ablehnung nach sich ziehen würde . Das «niverikanische
Volk betrachtet das Dawesgutachten geradezu als eine natio.
nale Angelegenheit . Es würde die Nation als Friedensfeind
betrachten , die das Gutachten ablehnt und würde f«ine wirt .
schaftliche Unterstützung den anderen zuwenden .

Abg . Pfleger (Bahr . V .P . ) erklärt , feine Fraktion Hab« g «.
gen «das Eisenbahngesetz ernste Bedenken, , werde diese aber in,
Interesse des besetzten Gebietes zurückstellen und der Vorlaz «
zustimmen .

Abg . AlperS (W .V . ) . stimmt den Vorlagen zu . Mit der Lon.
doner Konferenz sei offenbar eine Veränderung der außenp»-
itifchen Atmosphäre im Sinne einer Mkehr von der Gewalt -
Politik eingetreten . Deutschland dürfe sich nicht der selbst»« ,
schuldeten Isolierung aussetzen . Diese würde aber bei eine «
Ablehnung des Gutachtens eintreten .

Aibg . Knntze ( Dt . Soz . ) wendet sich gegen den Londoner
Pakt , der ein Instrument der internationalen Hochfinanz sei,
mit dem Deutschland in ewige Zinsknechtschaft gebracht wer ,
den soll .

Damit schließt die allgemeine Aussprache .
Vizepräsident Dr . Riescr schlägt nach 6 Uhr vor , die Einzel ,

Beratung auf Freitag zu vertagen .
Abc?. Müller -Franken (Soz ) beantragt 'dagegen , die Einzel ,

beratung sofort vorzunehmen .
Der Antrag Müller wird gegen die Sozialdemokraten , Kann

munisten und Nationalsozialisten abgelehnt . Die Kommunisten
rufen der Mehrheit zu : Schiebung Kuhhaiidel .

Von den Nationalsozialisten ist folgender Mißtrauensantrag
eingegangen : „Die Reichsregierung besitzt nicht das Vertrauen
des Reichstags."

Um 7 Uhr wird die Einzelberatung auf Freitag vormittag
10 Uhr vertagt . Auf der Tagesordnung steht außerdem der
Antrag auf Weitevgeltung der Freifaihrkarten nach der Reichs¬
tag sauflöfung .

Unterzeichnung morgen Mittag
London , 28 . Aug . Wie Reuter erfährt , soll nach den bis-

herigen Vereinbarungen das Londoner Abkommen am Sams -
tag mittag im Auswärtigen Amt unterzeichnet werden . Für
die britische Regierung wird der ständige Unterstaatssekretär
im Außenministerium Cr>>we unterzeichnen . Die Alliierten
und Deutschland werden durch ihre Botschafter und Gesandte, ;
vertreten sein .

4-
WTB . Paris , 28 . Aug . In Besprechung der Parlament «» ,

schen Lage in Deutschland schreibt Grumbach dem Herriot
nahestehenden „ Ouotidien "

, in Berlin lasse man das Gerücht
uingehen , daß für den Fall einer Reichstagsauflösung diq
französische Regierung die Ratifikation der Londoner Abin «
chungen durch das deutsche Kabinett allein unter Anwendung
des Art . 45 der Weimarer Verfassung nicht anerkennen könne.
Diese Gerüchte hätten , so sage man , die deutsche Regierung
eingeschüchtert und die Opposition ermutigt . Diese Gerüchte
sind indessen nicht begründet . Daß Frankreich , dessen Paria -
ment die Londoner Abmachungen dnrch ein ausdrückliches Ver -
trauensvotum ratifiziert , eine ähnliche Ratifikation durch das
deutsche Parlament für notwendig hält , wird Berlin begreifen
können , aber das will durchaus nicht besagen , daß die sranzö -
sische Regierung es ablehnen wird , der außergewöhnlichen
Lage des deutschen Kabinetts Rechnung zu tragen , oder daß
sie die von Deutschland im Einklang mit den Bestimmungen
der Weimarer Verfassung gegebenen vorläufigen Unterschris »
ten zurückweisen wird . Die Unterschristen , die Marx und
Stresemann unter die Londoner Abmachungen setzen werden ,
werden nur an Gewicht gewinnen können , wenn man am «In .
chen Tage die Auflösung des Reichstages ausspricht . Herriot
gab begreifbare Beweise seines Willens zur Verständigung .
Die deutsche Regierung hat also keinen Grund , zu befürchten ,
daß die französische Regierung beabsichtige , die Auflösung des
Reichstages als ein Zeichen der Ungewißheit der Londoner
Abmachungen anzusehen . In gut unterrichteten Pariser Krei-
seii wird angenommen , daß diese Ausführungen des „ Quotiii
dien " die Ansichten Herriots wiedergeben .

politische Neuigkeiten
Die englischen Bergleute zum Dawesgutackte »

Der „ Star " übt bittere Kritik an der Haltung der englische»
Bergleute gegenüber dem Dawesplan und an dem Protest
ihres Sekretärs , daß politische Erwägungen das Wirtschaft !"
leben in England nicht beeinträchtigen ' dürften . Das Blatt
führt aus , dieses Gerede über politische Erwägungen bedeute,
daß die Bergleute , deren Führer , wie Cook und Shmith soviel
über die Befriedigung und Vertreibung des Militarismus gc
sprachen hätten , bereit seien , die politische Regelung Europos
zu verhindern , weil sie fürchteten , daß die Kohleuausfuhr d«'

durch nicht leiden könne. Es würde eine wirkliche Tragödie ftin,
wenn Smillie und seine Freunde an der Seite der Diehard »

gefunden würden , die nicht wünschten , daß Deutschland auf die
Beine komme . Es würde ein bitteres Ende all der Ströme von

Resolutionen über den internationalen Frieden und die isou»

darität sein , die von ihnen ausgegangen sind . Das Blatt
dem Bergarbeiterverband , seine Bedingungen und vor alle«

seinen Ton nochmals zu erwägen , bevor seine Vertreter
dem Premierminister zusammentreffen .

Die französischen Kriegsteilnehmer an Herriot
WTB . Paris , 29 . Aug . Der « erband der Kriegsteilnehmer -

vereine , dem auch alle Kriegsverletzten , sowie Witwen u

Waisen der Gefallenen angehören , und deren Ehre »vor >iye>
^

der vom Ministerrat zum Beigeordneten der franz . Delegaii
bei der VölkerbundSversamnrlung ernannt wurde , hat e

Dankesresolution an die Regierung angenommen , in wclcye «

er feststellt , daß die franz . Regierung die erste der von de "

Weltkrieg verwickelten Nationen sei , deren ehemaligenJ
t ' "

teilnehmet dazu berufen würden , Anteil an der friedlichen
ganisation der neuen Welt zu nehme « .



. . . ««aarisch- Regierung und die Erzberger.
Mörder

. 2, deutsche Gesandtschaft in Budapest hat die Antwortnote
' .«aarischen Regierung in der Angelegenheit der Erzberger -
t ^r erhalten . Bezüglich des Heinrich Schulz wird daraus

? "
V'wiesen bafe die zuständigen Behörden über die Frage der

WÄerunsentscheiden werden , und hinsichtlich TillessenS
*

fIÖ mitgeteilt , daß die Recherchen nach seinem Verbleib „ tnt
S!mt " seien. Die beiden deutschen Kriminalbeamten reisen,

das Agnoszieruugsversahrengegen Schulz abgesch!o,,en :st.
^-ute nach Deutschland zurück . Der Landespol,zeiches hat ge-

das Abendblatt „ Esti Courier einen Prozeß angestrengt ,
^

'
l dieses Blatt ihn im Zusammenhang mit der Affäre der

« ! -keraermörder offen der Unzuverläss ,gleit m Mordange -

lcgenheiten bezichtigt hatte .

Ikurze Nacdricdten

Die Tagung der Auslandsdeutschen Die vom Bund für
« uslandsdeutschtum e. V. für September geplante Tagung des
gesamten AuÄandsdeutschtums in Berlin ist auf 1925 der»
schoben worden.

Ein Besuch Schachts bei Mussolini. Nach der „Agenzia Sie -
toii " hat Mussolini den Reichsbankpräsidenten Dr . Schacht »
tcr den Wunsch ausgedrückt hatte . Mussolini sein« Aufwar -
tung zu machen ^ empfangen.

Die deutsch-belgischen Wirtschaftsverhandlungen . Wie dem
Petit Parisien >aus Brüssel gemeldet wird, wird die Delegation
für die Verhandlungen über das wirtschaftliche modus -vivendi -
Abkommen mit Deutschland am 12. September nach Berlin ab -
reisen.

Die Unruhen bei den Farbwerken in Höchst a . M . am 14.
uni) 15. März d. I . anläßlich der Verlängerung der Arbeits -
zeit, finden ihr gerichtliches Nachspiel . Es hatten sich zunächst
18 Personen wegen Landfriedensbruchs zu verantworten . Von
ihnen wurde einer zu 3 Monaten , drei zu 7 Monaten und einer
zu 1 Jahr und 3 Monaten Gefängnis verurteilt . Die übrigen
Angeklagten wurden freigesprochen .

Badischer Teil
Zeitkarten mit Lichtbild (Monatskarten ,

Schülermonatskarte « , Wochenkarten)
Die auf den Reichsbahnstationen durch besondere Anschläge

bekanntgemachten Bestimmungen über den Lichtbildzwang bei
Zeitkarten werden vielfach nicht genügend beachtet. Die
Reichsbahndirektion Karlsruhe hat in letzter Zeit eine vey -

schärfte Fahrkartenprüfung angeordnet , die sich insbesondere
auch auf die Durchführung dieser Vorschriften erstreckt . Rei-
sende mit losen Zeitkarten (Monatskarten , Schülermonatskar -
ten und Wochenkarten ) oder Reisende, die Rahmen vorzeigen,
bei denen Karte und Lichtbild nicht ordnungsgemäß befestigt
sind, werden als Reisende ohne gültige Fahrkarte behandelt.
Es liegt somit im eigenen Belange des Reisenden , datz die Be-
pimungen von ihm genau eingehalten werden . Insbesondere
ist darauf zu achten daß sowohl die Karte als auch das Licht-
dild mit Zelluloidplättchen durch die Verschlutzbrücke richtig
verschlossen sind . Der Reisende mutz nach Anbringen des Licht-
Hildes und der Karte auf dem Blechrahmen den Verschlutz
nachprüfen . Die Karte hat nur Gültigkeit , wenn der Verschlutz
richtig hergestellt ist . Versuche , den Verschlutz nachträglich zu
öffnen, sind unzulässig. Die für das Lichtbild vorgeschriebenen
Matze (70 mm hoch und 46 mm, breit ) muffen unbedingt einge-
halten werden. Sonst lätzt sich ein sicherer Verschlutz nicht her-
stellen , weil das Bild genügend unter den Falz des Blechrah-
mens reichen und vom Zapfen der Verfchlutzbrücke durchstoßen
werden muh . Der Kopf auf dem Bilde mutz deutliche Gesichts-
züge ausweisen und eine Grötze von mindestens 1 cm haben.
Das Lichtbild ist auf der Vorderseite mit dem mit Tinte aus -
geschriebenen Vor- und Familiennahmen zu versehen. Das
Aufkleben von Papierstreifen mit der Unterschrift ist nicht zu-
lässig . Reisenden, die sich über die ordnungsmätzige Befesti-
gung von Karte und Lichtbild auf dem Blechrahmen im Un-
klaren befinden, wird empfohlen, sich an den Schalterbeamten
zu wenden .

Mittelbadischer Milchkontrollverein
Die in Karlsruhe stattgefundene 1 . Hauptversammlung deSMittelbad . Mikchkontrollvereinßwar sehr gnt besucht. Der Vor»

sitzende, Landwirtschaftsrat Rufi- Rastqlt , konnte neben mehre-
ren Kammermitgliedern und Okonomieräten der betr . Dienst »
bezirke , auch den Präsidenten der Landwirtschaftskammer ,
Landtagsabgeordneiten Gebhardt , sowie den geschäftsführendenDirektor der Landwirtschaftskammer , Dr . Müller , begrützen.Aus dem Tätigkeitsbericht des Milchkontrollassistenten Kolb-
Rastatt ging hervor, datz trotz der schwierigen Zeitverhältnissedie Höchstmitgliederzahl und die Zahl der unter Kontrolle ste-
henden Kühe von 200 erreicht wurde. Aus den Ausführungen ,die sich aus der Tagesordnung ergaben , ging weiter hervor ,
datz an der relativen Milchleistungsprüfung auch während des
Weidegangs festgehalten werden soll. Auch

"
wurde bekannt ge-

geben, datz neben einigen grötzeren Betrieben auch kleinere
Betriebe mit einer Kuhzahl von 4 bis 8 Stück dem Verein als
Mi ^ lieder angehören um dadurch zum Ausdruck zu bringen ,
datz die Tätigkeit der Milchkontrollvereine den wirtschaftlichen
Verhältnissen unseres badischen Landes anzupassen . Die Sat -
zungen wurden mit wenigen Abänderungen genehmigt. Ein
Antrag des Präfidenten Wachs -Winklerhos, datz anstelle der
Lltägigen Kontrolle die 14tägige treten soll, wurde vorläufig
zurückgestellt . Dank der Unterstützung der Landwirtfchaftskam -
mer , die auch weiterhin vom geschäftsführenden Direktor Dr .
Müller dem Verein zugesagt wurde, wird sich der Jahresbei -
trag pro Kuh nicht höher als auf 6 Mark stellen.

Nr . 47 deS Badischen Gesetz- und Verordnungsblattes ha»
folgenden Inhalt : Gesetz über die Regelung des Staatshaus -
Halts für die Jahre 1S24 und 1925.

ftommunale
"
Kunbscbau

Die nächste ordentliche Kreisversammlung im Kreis Mos -
bacĥ soll am 9. September stattfinden . Sie wird sich u . a . zu
beschäftigen haben mit der Geschäftsordnung für die Sitzun -
gen der Kreisversammlung , den Kreisstratzen und in Unter -
Haltung des Kreises übernommenen Gemeindewegen , sowie
die Dienst- und Einkommensverhältnisse der Kreisstratzen und
-Wegwärter. In Aufgabe des früheren Grundsatzes , wonach
die 'Schulgemeinden die Lokale für die landwirtschaftlichen
Kreiswinterschulen zu stellen haben, hat der Kreisrat be -
schloffen : 1. die Erstellung eines Neubaues für die landwirt -
fchaftliche Winterschule Tauberbischofsheim nach dem ausge -
arbeiteten Projekt , 2. der Ankauf des alten Volksschulgebäudesin Boxberg und dessen b̂auliche Instandsetzung zum Zweckeder Unterbringung der Winterschule daselbst , 3 . nach Durch-
führung dieser Aufgaben die Errichtung eines Wohngebäudes
für die Winterschullehrer in Buchen . Die zur Durchführung
dieser Aufgaben erforderlichen Mittel sollen durch Verkauf
von Aktien der Jtterkraftwerr A . -G . beschafft werden . Die
Kurszeiten an der Kreishaushaltungsschule Mosbach werden
eine Änderung dadurch erfahren , datz die Dauer des Win -
terkurfes auf 1 . Oktober bis 1 . März und des Sommerkurses
auf 15. März bis 1 . August festgesetzt wurde.

Der Bezirksrat Pforzheim lehnte einen Antrag der Freien
Vereinigung selbständiger Konditoren auf Verlängerung der
Verkaufszeit an Sonntagen bis 7 Uhr abends ab . Er Verlan-
gerte die Genehmigung zur Errichtung einer Eisenbahnbeton -
brücke über die Ens im Zuge der Benckiser Stratze durch die
Stadtgemeinde bis 1. Oktober 1926, da in der Kriegs - und
Nachkriegszeit der Bau nicht hatte ausgeführt werden können.
Aus demselben Grunde wurde die Genehmigung an das Elek-
trizitätswerk Teinach zur Errichtung einer Hochspannungslei-
tung von Brötzingen nach Birkenfeld bis zum gleichen Zeit -
punkte verlängert . — Genehmigt wurde ein Antrag des Inge -
nieurs Zeifseit- Cannstadt auf Errichtung einer Wafferkraftan -
läge an der Nagold, deren Stauwehr auf württembergifchen
Gebiet und deren Kraftanlage und Kanal zum Teil auf badi-
schein Gebiet liegen. Schließlich wurde ein Gesuch der Kalk-
werke Ittersbach um Errichtung eines Kalkhochofens zwecks
Vergrößerung des Betriebes , genehmigt.

Aus dem Kreisrat Freiburg . Eine Beratungsstelle für Elek-
trizitätsfragen wird nach Mitteilung der Badischen Wasser-und Stratzenbaudirektioil beim Zweigbüro Freiburg der Badi -
scheu Dampfkeffelinspektion durch Zuteilung des Dipl .-Jngeni -
eurs Guckes , bisher Vorstand der Elektrotechnischen Abteilung
des Büros Konstanz, errichtet. — Die fünfmonatlichen Winter¬
kurse an der Winterschule Freiburg beginnen am 5., November
und an der Haushaltungsschule am 4 . November. — In Ver¬
bindung mit der landwirtschaftlichen Herbstwoche wird in Frei -
bürg am 16. Oktober d . I . durch den Verband der mittelbadi -
schen Viehzuchtgenossenschaften ein Zuchtviehmarkt abgehalten .Mit dem Markt , der «ine starke Beschickung erwarten lätzt, isteine Prämiierung von Zuchttieren verbunden . Der Markt soll
insbesondere auch den Gemeinden es ermöglichen, geeignetes
Farrenmaterial des Simmentaler Schlags zu erwerben , was
wiederum der Zucht und mittelbar auch der Milchversorgung

Symphonie -Konzert deS Wiener Philharmonischen Orchesters
unter Leitung von Generalmusikdirektor Professor Bruno
Walter . Das Wiener Philharmonische Orchester, das bereis
als das bedeutendste der Welt bezeichnet wird , ist z. Zt . aus
einer Reise durch Süddeutschland begriffen und gab am Don -
nerstag hier ein Symphoniekonzert , das als ein Ereignis von
außergewöhnlicher Bedeutung gewertet werden mutz. Der
starke Besuch zeigte, datz auch in Karlsruhe weite Kreise sich m
der Wertschätzung der orchestralen Leistungen der Wiener einig
sind. In dem offensichtlichen Bestreben, eine gewisse Vielsei-
Weit zu zeigen , wies das Programm die hervorragendsten
Namen der Musikliteratur auf . Von Beethoven , dem die tief -
sten Tiefen der Seele bewegenden Meister , die unVergleich -
Ji(h« „Symphonie Eroica " (Nr . 3), von Mozart , dem universell -
sten aller Komponisten , kam die herrliche Symphonie ;T> dur zur
Borführung . In „Till Eulenspiegels lustige Streiche " von Rich .
Etrautz lernte man eine Schöpfung kennen , die fast die letzten
Klangmöglichkeiten des großen Orchesters zum Ausdruck bringt .
Richard Wagners „Tannhäuser "-Ouvertüre kann wohl als ein

gelten , das , ohne eigentlich auf Popularität Anspruch zu
erheben, sich doch auch in breiten Schichten der musikalischen

hoher Wertschätzung erfreut . Alle Darbietungen der
wohldiszipliniertenKünstlerschaar waren von einer sonst selten

hörenden Klangschönheit, so datz den zahlreichen Hörern
k ro

n hö^ er Weihe beschert wurden . Nicht endenwollen-er Beifall lohnte den hervorragenden Dirigenten und seineKünstler. ow .

Herbstwoche . Anläßlich der Karlsruher Herbst-
ty'ket im Kunstgewerbehaus C . F . Otto Müller , Kaiser -

{
" aße 138, eine Ausstellung kunstgewerblicher Erzeugnisse

der besonders einheimische Erzeugnisse zu Wort koin-
(j, ■ So werden u. a . die in der Fayence-Fabrik Rüppurr
fers

"
« • hergestellten Schöpfungen des Karlsruher Kunst-

l»" !. ^ ^ich Braun gezeigt werden , ferner interessante Neu-
Karlsruher Kunstgewerblichen Werkstätten C. F.Müller G . m . b. H.

Goethefeier in Weimar . Die offizielle in Weimar ver.
anstaltete Feier von Goethes 175. Geburtstag begann am Don -
nertag mittags im großen Armbrustsaale . Präsident der
Goethegesellschaft, Professor Roethe-Berlin , entwarf in seinem
Festvortrag ein umfassendes Bild der gewaltigen Persönlichkeit
Goethes. Mit einem Liedervortrag des Lehrergesängvereins
fand die schlichte Feier ihr Ende. Abends fand auf dem fest-
lich geschmückten Frauenplan vor Goethes Wohnhaus eine
Feier statt . Alle Häuser des Platzes waren reich mit Blumen -
gewinden und -guirlanden geschmückt, alle Fenster illuminiert .
Kurz noch 8 Uhr ertönte von der Treppe des Goethehausesein Hornsignal . Der Seminarchor ließ Goethes Lied vom
Heideröslein über den Platz in die Nacht hinaus « ertönen . So -
dann betrat Oberbürgermeister Dr . Müller die Rednertribüne
und feierte in kurzen Ausführungen die Bedeutung von
Goethes Persönlichkeit für die Stadt Weimar . Mit dem Ge-
sang des Thüringerliedes von demselben Chor erfolgte die
Überleitung zu dem Vortrag des Festgedichtes von Friedrich
Lienhard . das der Schauspieler Jlliger vom Nationaltheater zu
Gehör brachte . Der Gesang von des Wanderers Nachtlied
schloß die kurze, aber autzerordentlich eindrucksvolle Feier ab.

I » Frankfurt a . M. lud das Freie Deutsche Hochstift im
Verein mit der Stadt Frankfurt die Bürgerschaft zur Feiervon Goethes 175. Geburtstag in den weiten Räumen ihresSaalbaues ein, nachdem schon in den späten Nachmittagsstun »
den viele Tausende sich um das Goethedenkmal geschart hatten ,um dort musikalischen und gesanglichen Darbietungen zu lauj-
schen. Die Feier im Saalbau , die so stark besucht war . datzeine zweite am Montag stattfinden soll, wurde durch Orgel -
spiel eingeleitet und fand ihren Höhepunkt in dem tief ange-
legten Vortrag von Professor Dr . Korff-Gietzen über die
Frage , was uns Goethe heute bedeutet. Beatrice Sutter -Cott»lar trug die Suleikalieder in der Vertonung von Schubert vor,ein starker Sprechchor von Schülern und Schülerinnen der hö-
Heren Lehranstalten Mahomets Gesang.

zugute kommen wird . Mit Rücksicht hierauf wird für diesenMarkt zur Gewährung von Prämien , Transportkosten,jufchüs-sen und dergleichen auS den von der Kreisver 'aminlung fürdie Viebzuchtförderung genehmigten Mitteln ein Kreisbeitragvon vorläufig 3000 Mark bewilligt. — Den Gemeinden, welcheWanderstationen (sogenannte Herberger ) im Einvernehmen mitdem Kreis errichten, sollen zum Betrieb der Stationen Kreis -
Zuschüsse gewährt werden . Diese Kreiszuschüsse werden aus %des Verpflegungsaufwandes der betr . Stationen festgesetzt. Die
Errichtung solcher Wandererstationen ist außer in Frciburg ,wo solche Stationen schon seit Jahren bestehen , in Aussicht ge-
nommen in Bonndorf , Gräfenhausen . Altglashütten . Neustadt,St . Märgen , Staufen , Breisach, Endingen , Emmendingen,Waldkirch, Kirchzarten und Herbolzheim.

Aus der Landeshauptstadt
Geschäftspraktiken. Beobachtungen, wie sie letzter Tage in

Karlsruhe gemacht werden konnten, verdienen die Aufmerksam-
keit aller soliden Geschäftskreise. In letzter Zeit erschienenin Karlsuher Tageszeitungen Inserate , in denen von Ge-
schäftsleuten der an Stelle verbotener Ausspielungen ausge-
nommene Vertrieb von Gegenständen im Wege der Teilzahlungmit Kundenyutschrift mit der Überschrift „Vom Bezirksamt zu¬gelassen" oder Wendungen wie „Behördlich geprüft bezw. ge.nehmigt " angepriesen wird . Solche Zulassungen. Genchmigun-
gen , Prüfungen nfto. sind nicht erfolgt ; es ist vielmehr nur er»klärt worden, datz es sich, worauf von zuständiger Seite hinge-
wiesen wird , bei diesem Vertrieb nicht um AusspielungenHandle. Es ist offenbar Sinn und Zlveck dieser Überschriftenund Wendungen , die Reklame zugkräftig zu machen , die Bevöl¬
kerung irre zu führen und den besonderen Anschein einer reel .len Grundlage deS Vertriebs zu erwecken.

Städt . Konzerthaus . Heute Freitag , morgen SamStcrg und
Sonntag finden die drei letzten Aufführungen von „Der Gauk-
lerkiinig" statt , hiermit schließt die diesjährige Sommerspielzeit .

Letzte Nachrichten
Eine Erklärung der Reichsregierungim Reichstag

WTB . B e r l i n, 29. Aug . (Tel. ) Kurz nach Beginn der Heu -
tigen Reichstagssitzung gab Reichskanzler Marx zu den vor-
iegenden Anträgen und Entschließungen der verschiedenen Par -
teien folgende Erklärung der Reichsregierung ab :

Zu den vorliegenden Gesetzentwürfen ist von verschiedene »Seiten eine Anzahl von A n t r ä g e n und E n t s ch l i e ß u n .
gen eingebracht worden. Zu den darin aufgeworfenen Fragenhabe ich namens der Reichsregierung folgendes zu erklären :Die Anträge beziehen sich in erster Linie auf das Schicksalder besetzten Gebiete . Die Reichsregierung kann sich dieGrundgedanken , aus denen diese Anträge hervorgegangen sind,durchaus zu eigen machen . Das ist stets als das wichtigsteZiel ihrer internationalen Verhandlungen über das Sachver¬ständigengutachten angeschen worden : mit der Übernahme derdarin festgesetzten Verpflichtungen die Befreiung vo »Rhein und Ruhr herbeizuführen . Solange dieses Ziel
nicht erreicht ist, wird die Reichsregierung das schwere Opfer,das dem deutschen Volke mit de» Lasten des Gutachtens zuge-mutet wird, als vergeblich ansehen müssen . Die Reichsregierungglaubt nach dem Verlaus der Londoner Konferenz darauf ver-trauen zu können, daß dieses Ziel schon vor Abtauf derin London vorgesehenen Maximalfrist von einemJahr erreicht werden wird. Jedenfalls wird sie alle i h r eKräfte dafür einsetzen , datz dieses geschieht. Die An -
nähme der Londoner Vereinbarungen wird die Grundlage da-
für geben , mit allen ihr znr Verfügung stehenden Mitteln dar -auf hinzuwirken , datz alle über den Vertrag von Versailleshinausgesetzten Gebiete schon erheblich vor dem Ablauf jenerMaximalfristen geräumt werden und datz in dem altbesetzteuGebiet eine loyale und gerechte Handhabung des Rheinlandab-kommens sichergestellt wird. Solang« dies nicht geschehen ist,ist die Befürchtung begründet , datz die normale Durchführungder wirtschaftlichen und finanziellen Bestimmungen des Sach-
verständigengutachtens beeinträchtigt ist .

Die Reichsregierung nimmt an , datz insbesondere auä- diebevorstehenden Verhandlungen mit Frankreich undBelgien über handelspolitische Frage » die Er -
reichung des Zieles , der Befreiung von Ruhr und Rhein be-
schleunigt werde. Die von uns angestrebte Herbeiführungnormaler Beziehungen zwischen Frankreich und Belgien, insbe-
sondere die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesen beidenNachbarländern , erscheint uns nicht in dem von uns qewün' ch-ten Matze durchführbar , solange nicht die Räumung des Ruhr -und Sanktionsgebietes durchgeführt ist. Wir werde » diese Ge¬sichtspunkte bei den handelspolitischen Verhandlungen für unsmatzgebend sein lassen .

Die Reichsregierung kann sich demnach auch den von der
Deutschnationalen Volkspartei gestellten A n -trägen in ihren Grundgedanken anschließen ; sie kan » ihnen
indeß in der vorgeschlagene» Form nicht zustimmen. Die An-träge sind in die Form einer Suspensivbedingung
für das Inkrafttreten der Londoner Vereinbarungen gekleidet .Würd « diese Form beibehalten, so bestände die Gefahr , datz da -mit das Ergebnis der Londoner Konferenz zu Fall gebrachtwürde . Die Reichsregierung ist daher der Ansicht, daß der
Grundgedanke der Anträge in anderer Weise ver-wirklicht Werden mutz und auch verwirklicht werde » kann.Weitere Anträge der Parteien beziehe» sich auf die Möglich -keit , daß die Lasten des Sachver st ändigengutach -
t e n s die deutsche Leistungsfähigkeit übersteigen. Ich möchtein dieser Hinsicht auf die durchaus zutreffende» Feststellungendes Antrages der Deutschen B- lkspattei hinweisen , wonach so -
wohl der Versailler Vertrag als auch das Sachverständigen-
gutachten und die Londoner Vereinbarungen der Reichsregie-
rung a u s r e i ch e n d e M it t e l in die Hand geben , jeder
Überschreitung der Grenzen der deutschen Leistungsfähigkeit
entgegenzutreten . Die Reichsregierung wird, wenn tatsächlich
eine solche Überschreitung droht, von diesen Mittel» rechtzeitig
Gebrauch machen. Wie aber der Herr Reichsminister des
Äußern bereits gestern dargelegt hat, glaubt die ReichSregie .
rung nicht , daß es zweckmäßig wäre , sich in dieser
Beziehung von vornherein auf bestimmte Fristen f e st-
zulegen .

Schließlich liegt noch ein Antrag vor , der dir Festsetzung
einer Endsumme für die deutschen Gesamtlei -
st u n g e n fordert . Das Sachverständigengutachten selbst weist
in seine» Schlußsätzen daraus hin , daß in seiner Annahme die
Grundlagen für ein endgültiges und nmfaffendes Abkommen
über alle Reparation ?- und verwandte Fragen liegen würde.Die Reichsregierung wird wegen einer solchen endgültigen 3te-
gelung zu gegebener Zeit mit den Alliierten in Verhandlungen
eintreten .

Daraus wird in dir Einzelberatung der Bank,e setze
elnartret »n.
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Kurze R) ackrickten aus Kaden
D^ . Heidelberg , 28 . Aug . Aus Baden -Baden kommt die

Trauerkunde , daß dort im Alter von 72 Jahren der Ehrendok¬
tor der Heidelberger Universität und unermüdliche Korscher
pfälzischer Heimatgeschichte - Landgerichtsrat Dr . h . c . Maximi¬
lian Huffsckmid, an den Folgen eines Schlaganfalls , den er vor
einigen Tagen erlitt , gestorben ist . Die Beisetzung von Hufs-

schmid erfolgt am Samstag nachmittag 3 Uhr in Heselberg .
DZ . Ottenburg , 28 . Aug. In der kurzen Zeit seit dem Abzug

der Franzosen hat der Fremdenverkehr schon eine recht erfreu -

liche Belebung erfahren . Es l» beu in den hiesigen Gasthäusern
in der vergangenen Woche 943 ortsfremde Perouen übernach¬
tet.

DZ . Schönau , 28 . Aug . Di « hiesige evangelische Diaspora -

gemeinde , die nahezu ein halbes Jahrhundert hier besteht, be-
schloß , d̂emnächst in Schönau ein evangelisches Küchlein zu
errichten, für wÄches ein schöngelegener Baupatz auf dem
Felsen Gewan -n Eckenrütte vorgesehen ist.

DZ . Auggen , 28 . Aug . Der LhmdgraSversteigerung vor

einigen Tagen folgte am 26 . eine zweite größeren Umfanges .
Bei dieser Versteigerung kam der Ar Lhmdgras auf 25—90
Pfennig , für einige ganz schöne Matten wurden auch bis zu
1 M. geboten . Alle Gebote erhielten ihren Zuschlag .

DZ . Singen a . H. , 28 . Aug . Da die Arbeitgeber iv der
Metallindustrie die Lohnforderungen der Arbeiter mit der Be-
gründung ablehnten , daß die Preise für Artikel >des täglichen
Bedarfs keine nenmeswevte Erhöhung erfahren hätten , Haiben
die Arbeiterorganisationen nunmehr die Schlichtungskammer
Aonlstvnz zur Entscheidung des Konfliktes angerufen .

DZ . Freudenstadt , 28 . Aug . Am vergangenen Sonntag
feierte feie Schneeschuhabteilung des Württ . SchwarzwcÄd-
Vereins bei starker Beteiligung die Einweihung seines auf dem
Kniebis neuerstellten Unterkunfthauses . Antvesend waren auch
Vertreter des Bezirksverems Stuttgart und des schwäbischen
Schiroeschuhdevbandes . Der eigentliche Festakt fand im Laufe
des BormittqgS statt und nahm , umrahmt von deklamatorischen
gesanglichen und musikalischen Darbietungen einen schönen
Merlaus.

Dandel und Mirtscdatt

Berliner Devisennotierunge »

Amsterdam 100 G .
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . IVO L.
London .
Rewhork
Paris .
Schweiz
Wien
Prag

1 Pfd .
1 D.

100 Fr .
100 Fr .

100000 Kr.
. 100 Kr.

R . AuguN
Geld

162 .34
68 .33
18 .55
18.81

4 . 19
22 .69
78 .85

5 .91
12 .58

» rief
163.16
68 .67
18 .65
18 .90
4.21

22 .81
78 .25

5.93
12.64

28 . August
Skid

182.39
67 .83
18.55
18 .81
4 .19

22 .67
78.85

5 .92
12 .58

Bris«
163 .21

68 .17
18 .65
18 .90
4.21

22 .79
79 .25

5 .94
12 .64

Zuteilung überall 100 SrojoU

Der Londoner Feingoldpreis . Nach einer Bekanntmachung
der Devisenbeschaffungsstelle vom 26. August 1924 beträgt der
Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold 92 sk 3 6, bezw .
für ein Gramm Feingold 35,5909 pence .

Zur Goldbilanzverordnung . Der „Reichsanzeiger" veröffe' lt
licht die dritte Verordnung zur Durchführung der Verordnung
über die Goldbilanzen , die sich mit der Berechnung der Ge-
bühren für Beurkundung von Beschlüssen der Generalver -
sammlung , für Umstellung und für Eintragung solcher Be-
schlüsse in das Handelsregister befaßt .

Polnisches Getreideausfuhrverbot . Wie aus Warschau ge-
meldet wird,

'hat die Regierung , um der fortdauernden Teu -
erung in Polen entgegenzuwirken , den Beschluß gefaßt , die
Ausfuhr von Getreide aus Polen vorläufig zu verbieten.
Gleichzeitig soll eine Kreditaktion eingeleitet werden, durch die
ein weiteres Ansteigen der Preise für Getreide und Brot ver-
hindert werden soll .

Der Bund südwrstdeutscher Weinhäudlervereine veröffenl -
licht zum deutsch - spanischen Handelsvertrag eine Erklärung ,
in der es heißt : Der Bund , der den größten Teil des deut¬
schen Weinbaugebietes umfaßt , hat noch vor einiger Zeit de?
Reichsregierung von den Zollsätzen Kenntnis gegeben, d >e er
für die Erhaltung des deutschen Weinbaues für nötig und
auch vom Standpunkte des deutschen Weinhandels für trag -
fähig erachtet. Die im deutsch - spanischen Abkommen verein -
borten Sätze bewegen sich jedoch bedeutend unter diesen . Ins -
besondere wird die Einführung der neuen Position „ weiße
Verschnittweine" den deutschen Weinbau für Konsumweine
schwer schädigen . Desgleichen sieht der Buud mit Bedauern
die billigen Zollsätze für Flaschenweine, zu deren Festsetzung
untso weniger Veranlassung war , als Spanien kaum nen-
nenswerte Mengen von Flaschenwein nach Deutschland expor¬
tiert und exportieren kann . Diese billigen Flaschenwein^ ölle ,
auf andere Länder übertragen , würden auch den deutsche»,
Oualitätsweinbau außerordentlich gefährden , weshalb auch
diese Position angemessen erhöht werden muß . Der Bund
unterstützt deshalb auf das energischste die Bemühungen des
Weinbaues auf Erhöhung der Zölle, soweit sie zur Erhal -
tung der Existenz des deutschen Weinbaues notwendig sind .

Handwerkskammer Karlsruhe . Am 1 . Oktober 1924 er-
richtet die Handwerkskammer Karlsruhe für den Amtsbe-
zirk Pforzheim eine Nebenstelle mit den Namen Handwerks-
amt und mit dem Sitz in Pforzheim. Der Zweck des Amtes
ist die Förderung der handwerklichê Organisationen und
deren Vertvaltungen durch Rat und Tat und die praktische
Unterstützung der einzelnen Handwerker in Erfüllung ihrer
wirtschaftlichen, organisatorischen und beruflichen Aufgaben.
Der Vorstand der Handwerkskammer spricht sich für den Aus-
bau der Jnnungskrankenkassen aus , weil sie ein Stück der
Handwerkerorganisation — und zwar ein außerordentlich wich-
tiges — darstellen . Der Vorstand der Handwerkskammer be-
dauert sehr, daß die Unsitte der Borgwirtschaft wieder im
Handwerk einzureißen droht, ein Übelstand, unter dem schon
in Friedenszeiten gerade das Handwerk empfindlich zu lei-
den hatte und der zu der Verarmung des gewerblichen Mit -
telstandes aus der Inflationszeit her nicht unwesentlich beige-
tragen hat . Die lästige Borgwirtschaft trifft das Handwerk
umso härter , als es heute außerordentlich kapitalschwach ist.
Die Kundschaft sollte dieser Tatsache mehr Rechnung tragen
und der beutigen wirtschaftlichen Not der Handwerker grö-
ßeres Interesse entgegenbringen . Weitere Verhcmdlunasge-
gestände waren die Einrichtung einer Buchführungsabdeilung
bei der Handwerkskammer , das Lehrlingswesen , das Einzugs -
verfahren von Darlehen und namentlich die Frage der Auf-
wert »na.

Geschöftsaufsicht. Die unterm 24 . April 1924 angeordnete
Geschäftsaufsicht über das Vermögen der Firma M . Melliand ,
©Hern . Fabrik A.-G . in Mannheim , Lagerstraße 7, wird auf¬
gehoben.

verschiedenes
Bei der ersten Probefahrt des Z. 8

die die Leitung des LuftschiMauses Zeppelin s«Pr zufrieden
ASsteM hat , ergab sich , daß bei einem Motor ein MontierungK-
fehler unterlaufen war . Es wurde beschlossen, bei allenMo -
toren die betreffenden Schrauben zu verstärken. Der nächste
Probeflug ldter stattfinden seilte, /wurde nunmehr auf den
Mittwoch der kommenden Woche verschoben . Die übrigen
Flüge sollen dann Zug um Zug folgen. Die amerikanischer»
Herren zeigten sich gerade durch die Betoährung bei schlechtem
Wetter außerordentlich befriedigt.

Stand der Arbeiten am -Walchensee
Da ? Walchrnseekraftwerk geht feiner Bollendung entgegen.

Schon in den nächsten Monaten wird es voll arbeiten kön-
nen . Rast dem neuesten Bericht war zur Fertigstellung eine
Zeit von 18 Mill . Stunden notwendig . Es wurden 27 000
Tonnen Kohlen, 30V00 Tonnen Zement , 17 000 Kubikmeter
Holz, 4 320 Tonnen Eisen nötig . Zum Sprengen der Fels -
Massen vovn 25 000 Kubikmeter waren 115 Tonnen Spreng -
stoffe notwendig. Die Baukosten betrugen 20 Mill . Goldmark.

Ein neuer Höhenrekord für Flugzeuge
Nach einer Meldung aus Schweden erreichte der schwedische

Leutnant zur See Krook mit einem von der Svenska Airo in
Stockholm hergestellten Hochseeflugzeug mit 360 Pferdestärken
Rols Roycemotor, Konstruktion der Ernst Heinkel Flugzeugwerke
in Warnemünde , den Welthöhenrekord von 5690 Meter für
ein Wasserflugzeug von 250 Kilo Zuladung . Der bisherige
Weltrekord für diese Kategorie von Flugzeugen war der des
Franzosen Laporte mit 3760 Meter .

Transport von Seefischen im Flugzeug
Nach einer Meldung der Deutschen Bodenseezeitung besteht

zwischen Ostend» und Basel ein Flugdienst , durch den frische
Seefische nach der Schweiz befördert werden . Lebend gefangene
Fische werden am Morgen in Ostende in mit Salzwasser ge-
füllten Behältern in das Flugzeug gebracht, und bereitstem
Abend zieren sie als leckere Gerichte Speisekarte und Tafel
der vornehmen Hotels . Auch die badischen Grenzorte werde»
auf diese Weise mit frischen Fischen aus dem Norden versorgr.

Todesurteil gegen die Chicagoer Mörder

Nach einer Meldung des L-okalanzeigers aus Chicago, sind
die beiden jugendlichen Knabenmövder Leopold und Loeb zum
Tode durch den Strang verurteilt worden.

Staatsanzeiger

Nr. 74 769. Den schriftlichen Dienstverkehr .
An die Gemeinden , Gemeinde verbände ,

Kreise , Sparkassen und deren Aufsicht ?-
behörden .

Es ist Veranlassung gegeben auf § 2 Abs . 2 der Vollzug?-
Verordnung zur Gemeindeordnung (Ges. und VBl . 1922 S .
797 ( und § 3 Abs . 2 der Verordnung üübr den Vollzug de?
Sparkassengesetzes (Ges. und VBl . 1923 S . 335 ) hinzuweisen,
wonach die Vorlagen der Gemeinden , Gemeindeverbände und
Sparkassen , die eine Entschließung eines Ministeriums erfor -
dern , regelmäßig durch Vermittlung der Staatsaufsichtsbehör -
den zu erfolgen haben.

. Für die Kreise wird hiermit das gleiche Verfahren angeord-
net . Die Behandlung dieser Vorlagen durch die Staatsauf -
sichtsbehörden erfolgt unter sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen der . genannten Verordnungsvorschriften .

Karlsruhe , den 25 . August 1924.
Der Minister deS Innern

I . A . : Stehberger .

Den Betrieb eineS Totalisators bei den Pferderennen in
Iffezheim.

Dem Rennverein Iffezheim ist die Erlaubnis zum Betrieb
eines Totalisators auf der Rennbahn Iffezheim anläßlich des
am 7. September 1924 stattfindenden Pferderennens erteilt
worden.

Karlsruhe , den 27 . August 1924 .
Der Minister des Innern

I . A . : Da*. A . Jung .

Bekanntmachung
Dem Bad . Rennverein in Manheim ist die Erlaubnis zum

tember kjtckndxk7769121 sss sißstENJAT E JATEJNNTAAA
Betrieb eines Totalisators bei den am 7. , 10. und 14. Septem -
ber 1924 in Mannheim stattfindenden Pferderennen erteilt
worden.

Karlsruhe , den 27 . August 1924 .
Der Minister des Innern

I . A . : Dr . A . Jung .

Der zwischen der abgesonderten Gemarkung Spitalhöfe und
der Gemeinde Pfaffenweiler , Amtsbezirk Villingen , abgefchlos -
senen Vereinbarung über die Vereinigung der abgesonderten
Gemarkung mit der Gemeinde Pfaffenweiler unter Aufhe¬
bung der gegenseitigen Gemarkungsgrenzen init Wirkung vom
1 . Oktober 1924 wurde die staatliche Genehmigung erteilt .

Karlsruhe , den 26 . August 1924 .
Der Minister des Innern
I . A . : Scheffelmeier .

Der zwischen der abgesonderten Gemarkung Beckhofen und
der Gemeinde Klengen , Amtsbezirk Villingen , abgeschlossenen
Vereinbarung über die Vereinigung der abgesonderten Ge-
markung mt der Gemeinde Klengen wurde mit Wirkung vom
1 . Oktober 1924 die staatliche Genhmigung erteilt .

Karlsruhe , den 26 . August 1924.
Der Minister des Inner »
I . A. : Scheffelmeier .

Bekanntmachung
Auf Grund des LandeskirchensteuergesetzeS vom 30 . Juni

1S22 hat die altkatholische Kirchensteuervertretung in ihrer
Tagung vom 12. Juni 1924 beschlossen, daß im Rechnung ?-
jähre 1924 an allgemeiner Kirchensteuer

» ) von je 1 P . -M. der für das Jahr 1922 gezahlte»
Grund und Gewerbesteuer 0,11 G .-Pf .

b) von je 1 P .-M. Einkommensteuer für 1922 0,0V G.-Pf .
erhoben werden sollen .
797 ) und § 3 Abs. 2 der Verordnung über den Vollzug de?
vom 29. Juli 1924 staatlich genehmigt worden.

Karlsruhe , den 26 . August 1924.
Der Minister de» KultuS und Unterricht»

I . V. : Schmidt

Postbezieher
die den Bezugder Karlsruher Zeitung fürden MonatSeptember
noch nicht erneuert haben , wollen dies unverzüglich besorgen,
damit in der Lieferung keine unliebsame Unterbrechung eintritt.

Der zwischen der abgesonderten Gemarkung Häringshös.
und der Gemeinde Pfaffenweiler , Amtsbezirk Villingen, aba^
schlossenen Vereinbarung der abgesonderten Gemarkung mit
ver Gemeinde Pfaffenweiler wurde unter Aufhebung der

?
enfeitigen Gemarkungsgrenzen mit Wirkung vom 1. Oktober
924 die staatliche Genehmigung erteilt .
Karlsruhe , den 26 . August 1924.

Der Minister de» Inner «
I . A. : Scheffel meier .

personeller Zeil

Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.
der planmäßige« Beamter

Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner »
Ernannt:

Polizeiobersekretär Josef Dreher in Pforzheim zum Polizei,
inspektor.

Zuruhegesetzt :
Polizeiwachtmeister Friedrich Dämmert in Pforzheim .

Justizministerium
Zugelassen als Rechtsanwälte:

Notar a . D . Franz Simmler beim Amtsgericht Gengenibach
mit dem Wohnsitz in Zell a . H . ; die Gerichtsassessoren Wilhelm
Pfeiffenberger beim Landgericht Mannheim , sowie Dr . Karl
Abenheimer und Paul Ebertsheim beim Landgericht Karls-
ruhe . Ernannt :

'

KaiizleiseÜretär Jakob Junker beim Amtsgericht Offenbnrg,
Kanzleiassistent Adolf Zinsmaier beim Amtsgericht Radolfzell,
die Bürogehilfen Karl Märtin beim Notariat Singen , Karl
Mosel beim Notariat Säckingen und Karl Stadelmaier beim
Notariat Singen zn Justizassistenten : die Kanzleigehilfen Edu -
ard Beisch beim Notariat Werlingen , Friedrich Feldman«
beim Amtsgericht Müllheim , Georg Meder beim Landgericht
Mannheim , Anton Laug beim Notariat Offenburg . Josef
Schuckenberg« beim Amtsgericht Mannheim , Friedrich Seithel
bei der Staatsanwaltschaft Karlsruhe , Wilhelm Steinhäuser
beim Amtsgericht Bühl , Kanut Storz beim Amtsgericht Achern
und Ernst Zimpser bei der Staatsanwaltschaft Akannheim zu
Kanzleiassistenten, sowie die Kanzlistin Mathilde Bogel beim
Notariat Achern zur Kanzleiassistentin; die Schreibgehilfinnen
Anna Birkenmeyer bei der Staatsanwaltschaft Freiburg , Jo .
Hanna Grether und Emma Leisinger beim Notariat Lörrachs
Hortensia Gitschier beim Landgericht Konstanz und Frieda
Wagner bei der Staatsanwaltschaft Pforzheim zu Kanzlistin -
nen

Versetzt:
Justizobersekretär Autzuftin Keller beim Notariat Mannheim

zum Amtsgericht Buchen und Justizassistent Karl Münch
beim Notariat Waldshut zum Amtsgericht Wolfach.

Zuruhegesetzt auf Ansuchen :
Kanzleisekretär Wallich Andrea beim Landgericht Mannheim.

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt:

Kreis schulrat Dr . Wintermantel in Offenburg zum Stadt -
schulvat in Freiburg , Stadtschulrat Paul Frank in Freiburg
zum Kreisschulrat in Offenbuvg, Dipl .-Jng . Curt von Doti.
beler aus Erkelenz mit Wirkung vom 1 . Oktober 1924 zu«
planmäßigen Professor an der elektrotechnischen Abteilung de»
Staatstechnikums in Karlsruhe , Oberpfleger Michael Jasz »
kowsky an der psychiatrischen Klinik der Universität Heidelberg
zum Pflegeinspektor .daselbst .

Versetzt:
Handeilslehrer Karl Köhler an der Handelsschule in Pforz-

heim an das Staatstechnikum in Karlsruhe .
Arbeitsministerium

Ernannt:
Regierungsbaumeister August Schmitt beim Gewerbeauf-

stchtsamt zum Gewerberat .
Ministerium der Fiuauzeu

Ernannt:
Finanzsekretär Gustav Bruchmüller bei der Mnnzverioal»

tung hier zum Finanzobersekretär .
In den einstweiligen Ruhestand versetzt:

Finanzoberinspektor Heinrich Siegele in Rappenau .

Gestorben:
Rechtsanivalt Dr . Hermann Krieg in Offenlburg.
OberreaUehrer Franz Theodor Moll an der Oberrealschule iq

Schopsheim.
Verwaltungsinspektor am GenevallandeSarchiv Franz

Mock.

MWeiber und

einer größeren Industrie -
gemeinde des Unterlandes ,
gewandter Rechnungsbe-
amter und Rechnungsstel-
ler, in ungekündigter Stel -
lung , sucht sich alsbald zu
verändern . Bevorzugt Rat -
schreiber - oder Rechnerstelle
eines kleineren Landortes
oder Vertrauensstellung in
Industrie . Evtl . kommt
auch Tausch in Frage .
Gest. Angebote unter D .533
an die Expeditton der
Karlsruher Zeitung .

BelMltungsaMllt
22 Jahre alt, im Gemein -
degerichts- , Wohnungswe¬
sen, Erwerbslosenfürsorge -,
Polizeisachen mit Aus-
nähme der Baupolizei.
Gewerbewesen, Landwirt -
schaft -, Wahlen-, Statistik -,
Steuersachen, Schulwesen
und Unfallversicherungswe-
sen tätig , sucht dement-
sprechende Stelle ; auch
Posten auf Anwaltsbüro
angenehm . Gute Zeugnisse
stehen zur Verfügung . Of¬
ferten erbeten an H. Mutter,
Rechtsagent, Tiengen <Amt
Waldshut ), Fernruf 174 ,

X .442 . Karlsruhe. Die
?rau Anna Walliser geb.

Iß in Basel, Bärenfel¬
derstraße 21, hat beantragt ,
den verschollenen Jakob
Weiß , geboren am 6 . De-
zember 1884 in Heidelberg,
zuletzt wohnhaft in Heide!-
berg, für tot zu erklären.

Der bezeichnete Verschal-
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf
Mittwoch, 15. April 1925 ,

vormittags 9 Uhr,
vor dem Bad . Amtsgericht
BII Karlsruhe , Akademie¬
straße 2, 1 . Stock, Zimmer
Nr . 26, anberaumten Auf-
gebotstermine zu melden,
widrigenfalls die Tode?« -
klärung erfolgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf-
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge-
richt Anzeige zu machen .

Karlsrühe . 26. Aug. 1924.
Gerichtsschreiberei

Badischen Amtsgerichts B H.
Berichtigung .

£ .445 . Baden . Erste
Gläubigerversammlung im
Konkurs Kille nicht 16-,
sondern Mittwoch, den 17 -
September 1924, vormittags
10 Uhr.

Baden , 27 . August 1924.
Der Gerichtsschreiber

des badischen Amtsgerichts.

Druck G. Braun, Karlsruhe.
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